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Botschaft zum Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung 
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Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf zum Gesetz über die familiener-
gänzenden Kinderbetreuung mit dem Antrag, auf die Vorlage einzutreten. 

Sarnen, 11. September 2007 Im Namen des Regierungsrats 
 Landammann: Hans Hofer 
 Landschreiber: Urs Wallimann 
 
 
 

1. Ausgangslage 
Der Kantonsrat nahm am 27. Oktober 2005 Leitbild und Grundlagenbericht zur Familien-
politik zur Kenntnis. Gleichzeitig erklärte er eine Motion erheblich, welche die Umsetzung 
verschiedener Massnahmen zur Familienpolitik verlangte.  
Die Motion verlangte zum einen die Ausarbeitung einer gesetzlichen Grundlage für die 
Ausrichtung von Kleinkinderbetreuungszulagen. In Ausführung dieses Auftrags wurde 
dem Kantonsrat ein Bericht des Regierungsrats über die Einführung der Kleinkinder-
betreuungszulage vom 17. Oktober 2006 unterbreitet. Aufgrund von Modellrechnungen 
zeigte sich, dass diese Zulagen weit höhere Kosten verursachen würden als ursprünglich 
angenommen. Der Regierungsrat beantragte dem Kantonsrat in der Folge, auf die Ein-
führung einer Kleinkinderbetreuungszulage zu verzichten. Zur Begründung führte er 
nebst den unerwartet hohen Kosten aus, dass die Kleinkinderbetreuungszulage auch ein 
Anreiz in die falsche Richtung darstelle. Notwendig seien vielmehr Familienunterstützun-
gen, die es den Frauen ermöglichen, Beruf und Familie zu verbinden. Der Akzent sei 
nicht auf die Einführung der Kleinkinderbetreuungszulage zu setzen, sondern auf die 
bessere Finanzierung der ausserfamiliären Kleinkinderbetreuung. Der Kantonsrat hiess 
den Antrag des Regierungsrats gut. Gleichzeitig beschloss er eine Anmerkung zur Integ-
rierten Aufgaben- und Finanzplanung 2007 bis 2010, wonach der im Finanzplan vorgese-
hene Aufwand von Fr. 100 000.– für die Finanzierung von Tagesstätten und Familienplät-
zen zu verdoppeln sei. 
Die Motion vom 27. Oktober 2005 verlangte weiter, dass Vorschläge für ein einheitliches 
Elternbeitragssystem und für die Finanzierung von ausserschulischen Angeboten zur 
Kinderbetreuung durch die Gemeinwesen zu erarbeiten sei und die entsprechende ge-
setzliche Grundlage dem Kantonsrat im Jahr 2006 vorgelegt werde. Mit vorliegendem 
Bericht und Gesetzesentwurf wird dieser Auftrag erfüllt.  
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Als Drittes verlangte die Motion, dass der Auftrag des kantonalen Sozialamtes so zu er-
weitern sei, dass Aufgaben in der Familienpolitik, insbesondere auch die Koordination der 
Leistungen, sachgerecht wahrgenommen werden können. Die Aufgaben seien zu konkre-
tisieren, die daraus entstehenden Kosten zu ermitteln und die Ressourcen bereit zu stel-
len. Im Weitern sei zu prüfen, wie der Zugang der Betroffenen zu den verschiedenen Be-
ratungsangeboten kantonal besser koordiniert werden könne. Im Rahmen eines Zwi-
schenentscheids hielt der Regierungsrat am 20. Juni 2006 (Regierungsratsbeschluss 
Nr. 640) fest, dass eine kantonale Anlauf- und Koordinationsstelle für Familienfragen im 
Grundsatz unbestritten sei. Zur Klärung der Aufgaben brauche es aber eine vertieftere 
Diskussion im gesetzgeberischen Vorverfahren. Dies bedeutet, dass zuerst Vorlagen zur 
Ausrichtung einer Kleinkinderbetreuungszulage sowie zur Förderung von ausserfamiliä-
ren Kleinkinderbetreuungszulagen auszuarbeiten und dem Kantonsrat zu unterbreiten 
sind, bevor die konkreten Aufgaben des kantonalen Sozialamtes im Bereich der Famili-
enpolitik aufgelistet werden können. Der Auftrag der Motion zur Erweiterung des Auftrags 
des kantonalen Sozialamtes wird somit nach Verabschiedung des vorliegenden Geset-
zesentwurfs an die Hand genommen werden. 

2. Gründe für die Förderung der familienergänzenden Kinderbetreuung 
In den vergangenen zehn Jahren wandelte sich das Familienleben in der Schweiz stark. 
Die traditionelle Rollenverteilung – die Mutter betreut die Kinder und besorgt den Haus-
halt, der Vater ist für die Erwerbsarbeit zuständig – weicht sich mehr und mehr auf. So 
wollen Männer heute verstärkt in der Familie Verantwortung übernehmen, während Frau-
en oft über eine gute Ausbildung verfügen und auch als Mütter erwerbstätig bleiben. Eine 
Studie aus dem Jahr 2001 zeigt, dass nur mehr jede vierte Mutter ausschliesslich Haus-
frau ist. Der Anteil der Mütter mit Kindern unter 15 Jahren, die keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen, nimmt kontinuierlich ab und hat sich in den vergangenen zehn Jahren von 
39 Prozent auf 26 Prozent verringert (SAKE Schweiz. Arbeitskräfteerhebung 2001). 
Neben dem Wandel im traditionellen Familienleben hat sich auch das Erwerbsleben stark 
verändert. Die sogenannten „Lebensstellen“ sind seltener geworden. Beschäftigungssi-
cherheit ist mehr denn je ein relativer Begriff. Die Entwicklung am Arbeitsmarkt führt heu-
te zwangsläufig zu einer flexibleren Rollenverteilung in der Familie, damit das Risiko einer 
finanziellen Notlage beim Arbeitsplatzverlust des Partners vermindert werden kann. 
Vor diesem Hintergrund erhält die familienergänzende Kinderbetreuung, welche die El-
tern aus Gründen der Berufstätigkeit nicht leisten können, heute eine grosse Bedeutung 
als familien- und sozialpolitische Massnahme. Deren Nutzen ist mehrfach nachgewiesen. 
Zu erwähnen sind insbesondere:  
� Ein vermehrtes Engagement der Frauen im Beruf hat volkswirtschaftlich günstige 

Auswirkungen. Einerseits erhöht sich dadurch das Familieneinkommen, was der 
Familienarmut vorbeugt, sich positiv auf das Konsumverhalten auswirkt und die 
Steuereinnahmen erhöht. Anderseits kann der Verlust von Humankapital, der durch 
den Austritt aus dem Arbeitsmarkt entsteht, eingedämmt und dem Mangel an qualifi-
ziertem Personal in bestimmten Branchen entgegengewirkt werden. 

� Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördert die Chancengleichheit beider Ge-
schlechter in Bezug auf die Beschäftigungsmöglichkeit.  

� Bei Kindern, die aufgrund der berufstätigen Eltern ohne Bezugspersonen zu Hause 
wären, wirkt sich eine qualitativ gute Kinderbetreuung positiv auf die schulischen 
Leistungen aus. Viele Kinder benötigen in der Folge weniger schulische Förder-
massnahmen. Zu diesen Schlussfolgerungen kam auch die PISA-Studie der OECD.  

� Einzelkinder, von denen es heute mehr gibt als noch vor Jahren, erhalten ein 
Übungsfeld, um sich mit andern Kindern auszutauschen, eigene Bedürfnisse zu for-
mulieren und diese mit denen anderer Menschen auszubalancieren. Sie erhalten ei-
ne Schulung ihrer sozialen Fähigkeiten. 

� Auf lokaler Ebene und insbesondere für die Gemeinden ist ein ausreichendes famili-
energänzendes Betreuungsangebot ein Pluspunkt im Standortwettbewerb, welches 
die Wahl des Wohnorts für junge Familien entscheidend beeinflussen kann. 
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Diese Argumente, die für die Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung 
sprechen, sind auch in der Botschaft des Bundesrats vom 10. März 2006 (BBl 2006, 
3367) zur Verlängerung des Verpflichtungskredits der Finanzhilfe für familienergänzende 
Kinderbetreuung nachzulesen.  
Eine Studie des Büros für arbeits- und sozialpolitische Studien (BASS) aus dem Jahr 
2000, welche im Auftrag des Sozialdepartements der Stadt Zürich durchgeführt wurde, 
kommt zum Schluss, dass pro Franken, der in die familienergänzende Kinderbetreuung 
investiert wird, zwischen drei und vier Franken an die Gesellschaft zurückfliessen. 

3. Anstossfinanzierung des Bundes 
In der Sommersession 2006 beschloss der Nationalrat die Weiterführung der Finanzhilfen 
für die Schaffung von Betreuungsplätzen ab 1. Februar 2007 bis zum 31. Januar 2011. 
Gemäss Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung vom 
4. Oktober 2002 (SR 861) sind beitragsberechtigt:  
– Einrichtungen für die schulergänzende Betreuung (z.B. Horte, Tagesschulen, Mittags-

tische),  
– Kindertagesstätten,  
– Strukturen für die Koordination der Betreuung in Tagesfamilien (z.B. Tageseltern-

Vereine).  
Um eine Finanzhilfe beantragen zu können, muss die Trägerschaft, neben andern Vor-
aussetzungen, nachweisen, dass der Betrieb der Einrichtung auch über die Dauer der 
Anstossfinanzierung hinaus gewährleistet ist. Dies bedeutet, dass die Gemeinden und 
der Kanton nicht aus der Pflicht entlassen werden, die Schaffung und den Betrieb von 
Angeboten mitzutragen. 

4. Aktuelle Situation im Kanton 

4.1 Demografische Daten 

Der Familienbericht 2004 des Bundes enthält Aussagen zu den verschiedenen Familien-
formen gemäss Volkszählung 2000. Gemäss dem Bundesamt für Sozialversicherungen 
(BFS) zeigen sich die statistischen Daten analog dem Familienbericht des Bundes für 
den Kanton Obwalden wie folgt:  
Privathaushalte nach Haushalttyp:  
 

 CH In Prozent OW In Prozent 

Kinderloser Haushalt 2 055 782 65,99  7 421 59,63 

Ehepaar mit Kind(ern) 862 143 27,67  4 325 34,76 

Nicht Verheiratete mit 
Kind(ern) 

36 151 1,16  151 1,21 

Einelternhaushalt 161 323 5,18  548 4,4 

Total 3 115 399 100  12 445 100 

Zählte man im Kanton Obwalden im Jahr 1970 noch 6 292 Haushalte, waren es im Jahr 
2000 insgesamt 12 445 Haushalte oder rund doppelt so viele. Ein markantes Wachstum 
von 48 Prozent ist bei den Einelternhaushalten festzustellen, die von 369 Haushalten im 
Jahr 1970 auf 548 Haushalte im Jahr 2000 zugenommen haben. Dieser demografischen 
Entwicklung ist Rechnung zu tragen und es ist eine öffentliche Aufgabe, für die notwendi-
ge Infrastruktur zu sorgen.  
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4.2 Schulergänzende Kinderbetreuung 

Im neuen Bildungsgesetz vom 16. März 2006 wurde gesetzlich verankert, dass Kanton 
und Gemeinden schulergänzende Tagesstrukturen und entsprechende Angebote fördern. 
Zu den schulergänzenden Tagesstrukturen zählen die Betreuung vor der Schule, ein be-
treuter Mittagstisch und betreutes Lernen nach der Schule (Art. 12 Bildungsgesetz, GDB 
410.1). In einem Reglement über die schulergänzenden Tagesstrukturen des Bildungs- 
und Kulturdepartements vom 12. März 2007 wird die Ausgestaltung dieser Strukturen für 
die Volksschulstufe inklusive Kindergarten geregelt.  
Zur Umsetzung der umfassenden Blockzeiten gilt ab Schuljahr 2007/2008, dass alle Kin-
der vom Kindergarten bis zur sechsten Klasse jeden Morgen während vier Lektionen Un-
terricht haben. Mit dieser Regelung wird es Familien erleichtert, dass beide Elternteile 
oder Alleinerziehende einer geregelten Erwerbsarbeit nachgehen können. Zudem wird 
mit dem Bildungsgesetz das einjährige Kindergarten Obligatorium eingeführt. 

4.3 Kindertagesstätten (Krippen) 

Für den Betrieb einer Kindertagesstätte bedarf es gemäss Art. 13 Abs. 1 Bst. b der Ver-
ordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption (PAVO; SR 
211.222.338) der Genehmigung der jeweiligen Einwohnergemeinde.  
Aktuell verfügen insgesamt sechs Krippen über eine solche Genehmigung: 

Kindertagesstätte Betreuungsplätze pro Tag Auslastung 2006 
Chinderchrippe Sunnäschyn, Engel-
berg 

8 bis 10 90 Prozent 
offen fünf Tage 

Chinderhuis Sarnen 18 90 bis 100 Prozent 
offen fünf Tage 

Kinderkrippe Momo, Kägiswi 6 Bewilligung seit 14. Mai 2007 
offen drei Tage 

Maxon motor ag, Sachseln 26 (nur Betriebsangehörige) 100 Prozent 

Gemischte Institutionen Betreuungsplätze pro Tag Auslastung 2006 

Rägäbogä-Höis, Engelberg 
(Kleinkindergarten, Kindertagesstätte 

8 90 Prozent 
offen zwei Tage 

Schlupfhuis, Alpnach 
(Spielgruppe, Kindertagesstätte) 

8 bis 10 sehr variabel 
offen drei Tage 

 
Finanzielle Unterstützung 
Das Chinderhuis Sarnen, das vom Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) im August 
2003 anerkannt wurde und dank einer Anschubfinanzierung des Bundes eröffnet werden 
konnte, kommt seit Januar 2006 in den Genuss einer finanziellen Unterstützung von Kan-
ton und Gemeinden, nachdem es einen entsprechenden Antrag gestellt hatte. Der Regie-
rungsrat sprach mit Beschluss vom 20. Dezember 2005 (Nr. 304) eine Kostengarantie für 
den Differenzbetrag zwischen dem garantierten Sozialtarif von aktuell Fr. 107.– und dem 
kostendeckenden Tagesansatz von Fr. 119.–, wobei sich die Höhe der Zahlung nach den 
tatsächlich belegten Tagen berechnet. Es wurde zudem ein Kostendach von jährlich 
Fr. 51 600.– festgelegt. Diese Finanzierung erfolgt befristet bis zum Entscheid über die 
Schaffung einer eigenen gesetzlichen Grundlage oder einer Leistungsvereinbarung im 
Sinne von Art. 21 des Sozialhilfegesetzes vom 23. Oktober 1983 (GDB 870.1), jedoch 
längstens bis Ende 2007. Die Gemeinden erklärten sich ebenfalls bereit, eine finanzielle 
Unterstützung zu gewähren. Sie verpflichteten sich, nach einem einkommensabhängigen 
Tarifsystem die Differenzkosten bis zum maximalen Tagesansatz für das Chinderhuis 
Sarnen von Fr. 107.– sicherzustellen. Die Belegung konnte in der Folge von rund 50 Pro-
zent im ersten Halbjahr im Jahr 2006, auf rund 80 Prozent, an Spitzentagen 90 Prozent 
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und Warteliste, im zweiten Halbjahr 2006 verbessert werden. 

4.4 Tagesfamilien 

Familien, die regelmässig Kinder unter zwölf Jahren gegen Entgelt tagsüber in ihrem 
Haushalt betreuen, müssen dies der Behörde gemäss Art. 12 der Pflegekinderverord-
nung (PAVO) melden. Analog zu den Kindertagesstätten ist auch in diesem Bereich die 
Einwohnergemeinde zuständig. Zumeist werden Tagesfamilien durch den Verein Kinder-
betreuung Obwalden vermittelt. Die Gemeindesozialdienste werden teilweise auch selbst 
aktiv und vermitteln Tagesfamilien direkt. 
Über den Verein Kinderbetreuung wurden per Ende 2006 in 41 Tagesfamilien 65 Kinder 
betreut. Durch die Sozialdienste wurden in rund 15 Tagesfamilien 20 Kinder betreut.  

Finanzielle Unterstützung 

Die Tagesfamilien werden ebenfalls auf Antrag des Vereins Kinderbetreuung seit Januar 
2006 von Kanton und Gemeinden unterstützt mit derselben Befristung bis längstens Ende 
2007. Der Regierungsrat sicherte mit Entscheid vom 20. Dezember 2005 für den Betrieb 
der Tagesfamilienvermittlung einen jährlichen Sockelbeitrag von Fr. 15 000.–. Die Ge-
meinden verpflichteten sich, nach einem einkommensabhängigen Tarifsystem die Diffe-
renzkosten bis zum maximalen Stundenansatz für die Tagesfamilien von Fr. 8.– sicher-
zustellen. 

5. Vergleich mit andern Kantonen 
Fünfzehn Kantone (Aargau, Appenzell Innerrhoden, Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Bern, 
Freiburg, Genf, Glarus, Graubünden, Neuenburg, Tessin, Thurgau, Waadt, Wallis und 
Zug) kennen bereits Gesetze zur Regelung familienergänzender Betreuungsangebote. 
Die familienergänzende Kinderbetreuung ist in diesen Kantonen in verschiedenen Erlas-
sen (Sozialhilfegesetz, Gesetz über die Jugendhilfe, Bildungsgesetz) oder in einem eige-
nen Gesetz geregelt. Die meisten Kantone haben den Weg beschritten, eine Förderung 
auf kantonaler Ebene einzurichten. Sie sehen vor, die Schaffung und den Betrieb von 
Angeboten in irgendeiner Form finanziell zu unterstützen. Diese Unterstützung besteht in 
der Regel darin, dass der Kanton einen bestimmten Teil der Betriebs- oder Lohnkosten 
trägt. Der Anteil beträgt zwischen 10 und 50 Prozent der Kosten.  

6. Künftige familienergänzende Kinderbetreuung in Obwalden 

6.1 Grundzüge 

Die familienergänzende Kinderbetreuung soll grundsätzlich Aufgabe der Gemeinden sein, 
bei welchen von Bundesrechts wegen auch die Zuständigkeit für die Genehmigung einer 
Betriebsbewilligung nach der eidgenössische Pflege- und Adoptionsverordnung vom 
19. Oktober 1977 (PAVO; SR 211.222.338) liegt. Es ist vorgesehen, dass die Gemeinden 
mit den Betreuungseinrichtungen (Kindertagesstätten und Tagesfamilien) Leistungsver-
einbarungen abschliessen, welche das Angebot des Betriebs bzw. der Familie und die 
Finanzierung regeln. Zur Sicherung einer Mindestqualität haben die Betreuungseinrich-
tungen die kantonalen Qualitätsrichtlinien zu erfüllen.  
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6.2 Finanzierung 

Elternbeitrag 

Es ist vorgesehen, dass die Kindertagesstätten (Krippen) ihren Aufwand primär den El-
tern in Rechnung stellen, wobei ein Sozialtarif zur Anwendung kommt. Dies bedeutet, 
dass sich der Elternbeitrag nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern richtet. 
Damit wird sichergestellt, dass die ausserfamiliäre Kinderbetreuung allen Familien offen 
steht und deren Förderung tatsächlich zum Tragen kommt.  
Ein Sozialtarif zur Berechnung des Elternbeitrags wurde unter der Leitung des kantonalen 
Sozialamts und der Gemeinden sowie dem Verein Kinderbetreuung Obwalden in der Ver-
gangenheit bereits ausgearbeitet und im Rahmen der Unterstützung des Chinderhuis 
Sarnen angewandt. 
Beitrag Kanton und Gemeinden 

Die Differenz zwischen Aufwand der Kindertagesstätte und dem Elternbeitrag sollen Kan-
ton und Gemeinden je hälftig übernehmen. Die Kindertagesstätten werden damit nur für 
die belegten Plätze, die nicht vollumfänglich von den Eltern bezahlt werden können, ent-
schädigt und erhalten nicht eine eigentliche Defizitgarantie für ihren Betrieb. Damit wird 
ein Anreiz geschaffen, dass sich die Kindertagesstätten auf dem Markt bewähren und 
ihre Dienstleistungen nach dem Bedürfnis der Nutzer und Nutzerinnen ausrichten. Der 
Aufwand der Betreuungseinrichtung richtet sich nach einem Normkostenwert. 

6.3 Kostenschätzung  

Die Kosten, die Kanton und Gemeinden mit ihrer Finanzhilfe zur Förderung der ausser-
familiären Kinderbetreuung entstehen, lassen sich nur gestützt auf Daten aus dem Fami-
lienbericht 2004 des Eidgenössischen Departements des Innern (EDI) sowie Erfahrungs-
werten aus dem Betrieb des Chinderhuis Sarnen hochrechnen und schätzen.  
Gemäss Familienbericht 2004 des EDI nutzen rund 30 Prozent der Schweizer Haushalte 
mit Kindern unter 15 Jahren regelmässig haushaltexterne Betreuungsangebote. Umge-
rechnet auf den Kanton Obwalden sind dies bei 5 024 Haushalten mit Kindern rund 1 500 
Ehepaare und Konsensualpaare mit Kindern sowie Einelternhaushalte. Analog dem Fa-
milienbericht des EDI verteilt sich die externe Betreuung in Obwalden wie folgt:  
– 51 Prozent Grosseltern:   765 Familien 
– 10 Prozent Nachbarn:  150 Familien 
– 16 Prozent Kinderkrippen:  240 Familien 
– 15 Prozent Tageseltern:  225 Familien 
–   8 Prozent Horte:   120 Familien 
Die durchschnittliche Kinderzahl pro Familienhaushalt liegt bei rund 1,9 Kindern. Dies 
würde bedeuten, dass in den Kindertagesstätten (Krippen) rund 456 (240 x 1,9) Kinder 
und bei Tageseltern rund 429 (225 x 1,9) Kinder unter 15 Jahren zu betreuen sind. Da 
nur Kinder bis etwa dem fünften Altersjahr in den Krippen betreut werden, wären dies 
rund 152 Kinder im Kanton Obwalden. Bei den Tageseltern würden rund 143 Kinder be-
treut.  
Berechnung Kindertagesstätten 
Es ist davon auszugehen, dass ein Kind rund zwei Tage pro Woche in der Kindertages-
stätte betreut wird. Dies entspricht dem Erfahrungswert des Chinderhuis Sarnen des Jah-
res 2006. Zudem profitierten im letzten Jahr von den 42 Betreuungsverhältnissen des 
Chinderhuis 14 Verhältnisse vom Sozialtarif. Davon ausgehend, dass die Tendenz eher 
zunehmend sein wird, kann davon ausgegangen werden, dass rund die Hälfte der Be-
treuungsverhältnisse in den Genuss des Sozialtarifs kommen wird.  
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Für die hochgerechnet 152 Kinder, für welche in Obwalden erwartungsgemäss ein Bedarf 
an Krippenplätzen besteht, würden somit rund 60 Plätze pro Woche (152 : 5 x 2) benötigt 
werden. Davon würde rund die Hälfte, also 30 Plätze, vom Sozialtarif profitieren.  
Für die Modellrechnung wird von einer Betreuungszeit von 48 Wochen pro Jahr sowie 
einem mittleren steuerbaren Einkommen der Eltern (inkl. 10 Prozent des Vermögens) von 
Fr. 43 001.– bis Fr. 46 000.– ausgegangen. Für den Aufwand der Krippe wird ein Betrag  
von Fr. 111.–  (Normkosten) angerechnet. Gemäss Entwurf Sozialtarif teilen sich die Kos-
ten wie folgt auf: Anteil Eltern Fr. 51.– und Anteil Kanton und Gemeinden je Fr. 30.– pro 
Tag.  
Die Kosten für sämtliche 30 Betreuungsplätze pro Jahr lassen sich wie folgt errechnen: 
30 Plätze x 48 Wochen = 1 440 Tage Kosten Eltern:  Fr. 73 440.– 

 Kosten Kanton: Fr. 43 200.– 
 Kosten Gemeinden: Fr. 43 200.– 

Berechnung Tagesfamilien 
Die Betreuung in der Tagesfamilie beträgt im Durchschnitt ebenfalls zwei Tage pro Wo-
che. Weiter kann auch hier davon ausgegangen werden, dass rund 50 Prozent der Kin-
der vom Tarifsystem profitieren. Die rund 143 Kinder würden rund 57 Tagesfamilien (143 
:5 x 2) benötigt, wovon rund 28 Plätze vom Sozialtarif profitieren würden.  
Für die Modellrechnung wird wiederum von einer Betreuungszeit von 48 Wochen und 
einem mittleren steuerbaren Einkommen (inkl. 10 Prozent Vermögen) von Fr. 43 001.– 
bis Fr. 46 000.–. Die Normkosten betragen Fr. 10.– pro Stunde, wovon die Eltern gemäss 
Entwurf Sozialtarif den Betrag von Fr. 3.60 und Kanton und Gemeinden je Fr. 3.20 pro 
Stunde zu übernehmen haben. Umgerechnet auf einen Tag sind es Fr. 90.– pro Tag, 
wovon Fr. 32.40 zulasten der Eltern und je Fr. 28.80 zulasten Kanton und Gemeinde. 
Die Kosten für sämtliche Betreuungsplätze in den Tagesfamilien pro Jahr lassen sich wie 
folgt errechnen: 
28 Plätze x 48 Wochen = 1 344 Tage  Kosten Eltern:  Fr. 43 545.– 

 Kosten Kanton: Fr. 38 707.– 
Kosten Gemeinde Fr. 38 707.– 

7. Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens 
Im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens wurden die Einwohnergemeinden, die poli-
tischen Parteien sowie die Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann zu ei-
ner Stellungnahme eingeladen. Bis auf die CSP liessen sich alle Eingeladenen zu der 
Vorlage vernehmen. 
Die Vorlage wird mit Ausnahme der Einwohnergemeinde Lungern und der SVP von sämt-
lichen Vernehmlassungsteilnehmern grundsätzlich gutgeheissen. Die Einwohnergemein-
den Sarnen, Kerns, Sachseln und Engelberg betonen, dass es aus familienpolitischen, 
gesellschaftlichen und ökonomischen Gründen nachvollziehbar und sinnvoll sei, dass 
sich der Kanton Obwalden im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung enga-
giere, obwohl die Förderung der familienergänzenden Kinderbetreuung grundsätzlich 
Aufgabe der Gemeinden sei. Das Engagement des Kantons werde mit Freude zur 
Kenntnis genommen. SP und FDP begrüssen ebenfalls die vorgesehene Aufgabenteilung 
zwischen Kanton und Gemeinden. Die CVP führt ergänzend aus, dass für Familien, in 
welchen Kinderbetreuung und -erziehung ohne staatliche Unterstützung erfolge, weiterhin 
politischer Handlungsbedarf bestehe, dem zum Beispiel im Steuergesetz Beachtung ge-
schenkt werden müsse. 
Die Einwohnergemeinde Alpnach unterstützt die Stossrichtung der Vorlage ebenfalls. 
Einwände werden erhoben gegen die Aufgabenteilung von Kanton und Gemeinden. 
Nach Auffassung der Einwohnergemeinde Alpnach wäre es vorzuziehen, wenn der Kan-
ton und nicht die Gemeinden die Einrichtungen auf ihre Beitragsberechtigung hin über-
prüfen und anerkennen würden. Der Kanton könne dabei im Gegensatz zu den Gemein-
den eine gewisse Routine entwickeln. Im gleichen Zug könnte der Kanton auch die anre-
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chenbaren Kosten des Betriebs festlegen. Der Aufwand der Einrichtungen sollte nicht 
mittels Normkosten, sondern individuell festgelegt werden. Im Weitern wird das System 
der Leistungsvereinbarungen, welche die Gemeinden mit den Einrichtungen zu schlies-
sen haben, in Frage gestellt. Die Vertragsinhalte der Leistungsvereinbarungen könnten 
im Gesetz oder in Ausführungsbestimmungen geregelt werden. Jede Einrichtung, die 
diese Voraussetzungen erfülle, sollte dann in den Genuss des Sozialtarifs kommen. Die 
Eltern könnten dann frei wählen, in welcher Einrichtung sie ihre Kinder betreuen lassen 
wollen.  
Für die Einwohnergemeinde Lungern sind Sinn und Zweck der Vorlage nicht akzeptabel. 
Es sei in erster Linie Aufgabe der Familie, die Kinder zu betreuen. Es sei nicht zu verant-
worten, Eltern, welche ihre Kinder zur Betreuung abgeben, zu unterstützen, hingegen 
andere Eltern, welche ihre Kinder selber oder durch nachbarschaftliche Hilfe betreuen, 
leer ausgehen zu lassen. Im Weitern sei zu bedenken, dass immer nur die wirtschaftli-
chen Vorteile und positiven finanziellen Auswirkungen in den Vordergrund gestellt wür-
den. Das eigentliche Wohl der Kinder werde beinahe übergangen. Die Vorlage werde 
daher abgelehnt.  
Nach Auffassung der SVP wird eine Vorlage unterbreitet, die keine Staatsaufgabe sei. 
Die SVP stehe zur traditionellen Familie. Es dürfe nicht sein, dass diese mit solchen Vor-
lagen benachteiligt werde. Die gesellschaftlichen Veränderungen, welche leider immer 
mehr so genannte alleinerziehende Familien entstehen lassen, müssten durch das Ver-
antwortungsbewusstsein von Vater und Mutter zum Wohle des Kindes angegangen wer-
den. Die SVP unterstütze grundsätzlich eine Variante, nach welcher die Kinderbetreuung 
von den Steuern abgezogen werden könnte. Dadurch werde Gerechtigkeit für alle ge-
schaffen. Eltern, die ihre Kinder verantwortungsbewusst selber betreuen und erziehen, 
hätten den gleichen Vorteil wie Väter und Mütter, welche die Betreuung gerne Out-
sourcen möchten.  
Die Gründe, welche für eine staatliche Förderung der familienergänzenden Kinderbetreu-
ung sprechen, sind unter vorstehend Ziff. 2 ausführlich dargestellt. Der Regierungsrat hält 
aus den dargestellten Gründen und in Übereinstimmung mit der klaren Mehrheit der Ver-
nehmlassenden an der Vorlage fest. Im Weitern hat der Regierungsrat keine Veranlas-
sung, den Grundsatz, wonach die familienergänzende Familienbetreuung eine Aufgabe 
der Einwohnergemeinden ist, in Frage zu stellen. In diesem Sinne wurden auch die Zu-
ständigkeiten geregelt. Der Antrag der Einwohnergemeinde Alpnach, es sei der Kanton 
zuständig zu erklären für die Anerkennung der Betreuungseinrichtungen und die Festle-
gung der individuell zu ermittelnden Kosten der einzelnen Einrichtungen, wird daher ab-
gelehnt. Ebenso soll es den Gemeinden vorbehalten bleiben, in Form von Leistungsver-
einbarungen die Modalitäten mit den einzelnen Betreuungseinrichtungen zu regeln. Diese 
sollen nicht alle von Gesetzes wegen vorgeschrieben werden.  
Auf die Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln wird soweit erforderlich in den nachfol-
genden Erläuterungen Bezug genommen.  

8. Erläuterungen zum Entwurf eines Gesetzes zur familienergänzenden Kinder-
betreuung 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Zweck 
Gegenstand dieses Gesetzes ist die familienergänzende Kinderbetreuung im Vorschulal-
ter, d.h. die Betreuung der Kinder bis zum Eintritt in den Kindergarten; dies in Abgren-
zung zur schulergänzenden Kinderbetreuung. Letztere ist im Bildungsgesetz vom 
16. März 2006 geregelt (BiG; SR 410.1). Gemäss Art. 12 Abs. 2 BiG gehört zu den 
schulergänzenden Tagesstrukturen die Betreuung vor der Schule, ein betreuter Mittags-
tisch und betreutes Lernen nach der Schule. Mit diesen Angeboten wird die Betreuung 
von Kindern im Schulalter sichergestellt. Es ist Aufgabe der Gemeinden für ein ausrei-
chendes Angebot zu sorgen. Die Institute der Kindertagesstätte und der Tagesfamilie 
gemäss der familienergänzenden Kinderbetreuung sind auf Kinder im Vorschulalter aus-
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gerichtet. Ein mangelndes Angebot im Bereich der schulergänzenden Tagesstrukturen ist 
kein Grund, die Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung auf Kinder im 
Schulalter auszudehnen. Zudem sind die Strukturen der familienergänzenden Kinder-
betreuung und der schulergänzenden Tagesstrukturen auseinander zu halten. Über-
schneidungen der Zuständigkeiten und Doppelspurigkeiten sind zu vermeiden.  

Art. 2 Aufgaben 
 a. der Einwohnergemeinden 
Die Förderung der familienergänzenden Kinderbetreuung ist eine kommunale Aufgabe. 
Bereits heute sind die Gemeinden in diesem Bereich tätig. Sie erteilen die Bewilligungen 
an die Kindertagesstätten gemäss Art. 13 der Eidgenössischen Verordnung über die Auf-
nahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption (PAVO) und seit dem 1. Januar 2006 
unterstützen sie das Sozialtarifsystem des Chinderhuis Sarnen mit finanziellen Beiträgen.  
Die Gemeinde Engelberg beteiligt sich mit einem Betrag an ihre beiden Institutionen 
Chinderchrippe Sunnäschyn und Rägäbogä-Höis. Aufgrund ihrer Nähe zu den Einwoh-
nern und Einwohnerinnen sind die Gemeinden besser geeignet für diese Aufgabe als der 
Kanton. Der Bedarf an Betreuungsplätzen für die ausserfamiliäre Kinderbetreuung ist 
ihnen besser bekannt oder lässt sich in der Gemeinde einfacher feststellen als bei einer 
Erhebung durch den Kanton. Ob die Gemeinden eine eigentliche Bedarfsplanung vor-
nehmen wollen oder den Bedarf anhand der konkreten Nachfragen bei den Institutionen 
feststellen, ist ihnen überlassen. 
Die Förderung der ausserfamiliären Kinderbetreuung erfolgt konkret über finanzielle Un-
terstützung. Es soll allen Eltern möglich sein, bei Bedarf ihr Kind oder ihre Kinder in einer 
Kindertagesstätte oder von einer Tagesfamilie betreuen zu lassen. Fehlen die finanziellen 
Mittel oder sind diese ungenügend, greifen die Beiträge der öffentlichen Hand. Die ge-
naue Ausgestaltung dieser Beiträge ist unter Kapitel III geregelt. 
Die Beiträge kommen jedoch nur zur Anwendung, wenn die Betreuungsplätze von einer 
anerkannten Betreuungseinrichtung angeboten werden. Mit dieser Voraussetzung wird 
sichergestellt, dass die Einrichtungen einen bestimmten Qualitätsstandard erfüllen. Die 
Begriffsdefinition der anerkannten Betreuungseinrichtungen findet sich in Art. 5. Die Vor-
aussetzungen, damit eine Finanzhilfe zum Tragen kommt, sind dort geregelt. 

Art. 3 b. des Kantons 
Die Gemeinden haben die finanzielle Unterstützung nicht alleine zu tragen, sondern es 
beteiligt sich auch der Kanton an den Kosten.  

Art. 4 Zuständigkeiten 
Der Elternbeitrag, der als Sozialtarif ausgearbeitet ist, soll vom Kanton festgelegt werden. 
Die Erstellung eines solchen Tarifs ist ein komplexes Vorgehen und verlangt besonderes 
Fachwissen. Die Gemeinden sollen von dieser Aufgabe entlastet werden. Zudem wird mit 
der kantonalen Festlegung des Sozialtarifs die Einheitlichkeit für den ganzen Kanton si-
chergestellt. Es soll vermieden werden, dass in den einzelnen Gemeinden unterschiedli-
che Tarife bestehen. Die Zuständigkeit soll auch hier beim Regierungsrat liegen. Dies 
erlaubt eine rasche Reaktion auf Veränderungen und notwendige Anpassungen. 
Die Normkosten für Kindertagesstätten sowie der Stundenansatz für Tagesfamilien sollen 
ebenfalls vom Kanton festgelegt werden. Damit wird auch sichergestellt, dass für den 
ganzen Kanton dieselben Ansätze gelten. Die Zuständigkeit soll beim Regierungsrat lie-
gen. Dies erlaubt bei Bedarf eine relativ rasche und unkomplizierte Anpassung. 
Da die Kosten, die in Anwendung des Sozialtarifs nach Art. 8 und der Normkosten nach 
Art. 9 entstehen, zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt werden, sind die Gemein-
den vor Erlass der Ausführungsbestimmungen durch den Regierungsrat anzuhören.  
Die Kompetenz zum Erlass der kantonalen Qualitätsrichtlinien soll beim Sicherheits- und 
Gesundheitsdepartement angesiedelt werden. Die Gemeinden sind anzuhören.  
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Art. 5 Anerkannte Betreuungseinrichtungen 
Grundsätzlich wird zwischen Kindertagesstätten (Krippen) und Tagesfamilien unterschie-
den. Beide Betreuungsformen bedürfen einer Genehmigung gemäss Verordnung über 
die Aufnahme von Kindern zur Pflege und Adoption vom 19. Oktober 1977 (PAVO; SR 
211.222.338). Die Zuständigkeit hierfür ist im Bundesrecht selbst geregelt. Sie liegt ge-
mäss Art. 2 Abs. 1 Bst. a PAVO bei der Vormundschaftsbehörde am Ort der Unterbrin-
gung des Unmündigen. Vormundschaftsbehörden sind im Kanton Obwalden die Einwoh-
nergemeinden (Art. 56 Gesetz betreffend Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbu-
ches vom 30.4.1911; GDB 210.1).  
Zur Sicherstellung eines bestimmten Qualitätsstandards sowohl der Kindertagesstätten 
als auch der Tagesfamilien wird verlangt, dass beide Einrichtungen bestimmte Richtlinien 
zu erfüllen haben. Bereits heute bestehen solche Richtlinien, die vom kantonalen Sozial-
amt im September 2003 gestgelegt wurden und auch Anwendung finden. Im Zentrum der 
Richtlinien steht das Kind und sein Wohlergehen. Kindertagesstätten sollen bestimmte 
Mindestanforderungen beim Personal (Ausbildung, Mindestanzahl), den Räumlichkeiten 
(Mindestgrösse und -ausstattung) sowie der Grösse der Kindergruppen erfüllen. Bei den 
Tagesfamilien soll beispielsweise auf die Stabilität der Familiensituation oder eine ver-
tretbare Kinderzahl geachtet werden. Basis des Qualitätsstandards ist die PAVO. Sie ist 
eine Interpretationshilfe und dient den Gemeinden als Aufsichtsgrundlage.  
Wollen Eltern in den Genuss einer Finanzhilfe kommen, müssen sie eine Betreuungsinsti-
tution im Kanton Obwalden berücksichtigen. Bei der Unterbringung der Kinder in einer 
ausserkantonalen Einrichtung leisten Kanton und Gemeinden keine finanzielle Unterstüt-
zung. Eine Ausnahme gilt für Kinder, die bei Inkrafttreten dieser Vorlage bereits seit min-
destens sechs Monaten in einer Betreuungseinrichtung ausserhalb des Kantons unterge-
bracht sind (vgl. Art. 12). 
Die Kinderbetreuungsstätten müssen nicht zuletzt öffentlich zugänglich sein. Das bedeu-
tet, dass beispielsweise bei der Nutzung von Firmenkrippen, die nur den Firmenmitarbei-
tenden zugänglich sind, keine Finanzhilfen ausgerichtet werden. 
Betreuungseinrichtungen oder Tagesfamilien, welche die Kriterien gemäss Art. 5 Bst. a, 
resp. b erfüllen, gelten als anerkannte Betreuungseinrichtungen. Nach Art. 2 gewähren 
die Gemeinden nur den anerkannten Betreuungseinrichtungen Beiträge im Sinne dieses 
Gesetzes.  
Weitere Anforderungen werden an die Betreuungseinrichtungen nicht gestellt. Insbeson-
dere ist die Organisationsform der Trägerschaft frei. Eine Betreuungseinrichtung im Sinne 
von Art. 5 kann sowohl von einer Privatperson als auch von einer juristischen Person 
betrieben werden. Einschränkungen wie sie im Bundesgesetz über Finanzhilfe für famili-
energänzende Kinderbetreuung vorgesehen sind, sind nicht notwendig. Danach kommen 
nur Betreuungseinrichtungen in den Genuss einer Anschubfinanzierung, die als juristi-
sche Person organisiert und nicht gewinnorientiert sind oder die von der öffentlichen 
Hand getragen sind. Letztere Voraussetzung erübrigt sich vorliegend selbstredend. Eine 
Gewinnorientierung der Betreuungseinrichtung wird dadurch ausgeschlossen, dass die 
anrechenbaren Kosten als Normkosten hoheitlich festgelegt werden (vgl. Art. 9 i.V.m. Art. 
4 Abs. 1 Bst. b). Eine verbindliche Festlegung der Organisationsform der Trägerschaft 
bringt im übrigen keine Vorteile. Es wird lediglich eine Hürde eingebaut, auf welche ver-
zichtet werden kann. Den Gemeinden ist es zudem überlassen, im Rahmen der Leis-
tungsvereinbarung weitere im Einzelfall erforderlichen Anforderungen festzuhalten.  

II.  Leistungsvereinbarung 

Art. 6 Parteien  
Es hat nicht jede Betreuungseinrichtung, welche die Voraussetzungen nach Art. 5 erfüllt, 
einen Anspruch auf Beiträge. Vielmehr bedarf es dazu einer Leistungsvereinbarung, wel-
che die Gemeinde mit der Einrichtung abschliesst. Die Gemeinde prüft vorab, ob die Vor-
aussetzungen nach Art. 5 erfüllt sind. Ansonsten steht es jeder Gemeinde offen, mit Ein-
richtungen auf dem ganzen Kantonsgebiet einen Vertrag abzuschliessen.  
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Die Tagesfamilien sind heute zumeist in einer Vermittlungsstelle organisiert, dem Verein 
Kinderbetreuung Obwalden. Der Einfachheit halber kann die Gemeinde mit der Vermitt-
lungsstelle eine Vereinbarung schliessen, die dann Anwendung findet auf alle dem Verein 
angeschlossenen Tagesfamilien. Die Möglichkeit von Einzelvereinbarungen mit den Ta-
gesfamilien direkt bleibt dabei selbstverständlich gegeben.  

Art. 7 Inhalt 
Kerninhalt der Leistungsvereinbarung ist die gegenseitige Anerkennung der Modalitäten 
der Beiträge. Die Berechnung der Beiträge und die massgebenden Faktoren wie Norm-
kosten bzw. Stundenansatz, Elternbeitrag mit Sozialtarif und Beitrag der Gemeinden sind 
in den Art. 8 bis 10 gesetzlich festgeschrieben. Mit der gegenseitigen Anerkennung in der 
Leistungsvereinbarung erklären die Vertragsparteien diese Bestimmungen für ihr Ver-
hältnis anwendbar. Erst unter dieser Voraussetzung wird sich der Kanton gemäss Art. 3 
an den Kosten, die den Gemeinden entstehen, hälftig beteiligen.  
In der Vereinbarung können auch weitere Inhalte geregelt werden, wie beispielsweise die 
Abrechnungsmodalitäten oder die Pflicht einer Kindertagesstätte, über die Nutzung zur 
Information der Gemeinde eine Statistik zu führen.  
Der Betreuungseinrichtung bleibt es vorbehalten, Betreuungsplätze zu vergeben, die von 
der Leistungsvereinbarung mit der Gemeinde nicht erfasst sind. In diesen Fällen ist es 
ihnen überlassen, die Höhe des Elternbeitrags festzusetzen.  

III.  Beiträge 

Art. 8 Elternbeitrag 
Grundsätzlich liegt es an den Eltern, für die Kosten der Betreuungseinrichtung aufzu-
kommen. Die Kindertagesstätten decken mit diesen Elternbeiträgen ihren Aufwand und 
die Tagesfamilien erhalten eine angemessene Entschädigung. Damit jedoch auch Eltern 
mit tiefen Einkommen die ausserfamiliäre Kinderbetreuung nutzen können, soll sich der 
Beitrag nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bemessen. Der Elternbeitrag wird 
somit als Sozialtarif ausgestaltet. Massgebend ist bei geschiedenen oder getrennten El-
tern die Leistungsfähigkeit des Haushalts, in welchem das zu betreuende Kind wohnt. 
Das Einkommen des Partners oder der Partnerin des Elternteils, bei welchem das Kind 
wohnt, ist somit für die Berechnung ebenfalls massgebend.  
Als Grundlage für den Tarif gilt das steuerbare Einkommen plus zehn Prozent des steu-
erbaren Vermögens. Die Daten lassen sich ohne grossen Aufwand der Steuerveranla-
gung entnehmen, weshalb es sich um ein einfaches Berechnungsinstrument handelt. 
Diese Grundlage findet bereits seit 2006 für die Berechung des Sozialtarifs des Chin-
derhuis Sarnen Anwendung. Sie ist ebenfalls in den Kantonen Luzern und Nidwalden 
Praxis. Als Einwand gegen die Steuerdaten als Grundlage für die Anwendung des Sozial-
tarifs wird verschiedentlich angeführt, dass bei diesem System mittels hohen Hypothe-
karschulden ein tiefes Einkommen ausgewiesen werden kann, und damit Haushalte in 
den Genuss des Sozialtarifs kommen, die es finanziell nicht unbedingt nötig hätten. Vor 
einem Modellwechsel ist jedoch zu erwägen, dass andere Modelle ebenfalls ihre Schwä-
chen haben. 
Wird beispielsweise der Nettolohn (samt Einbezug der Alimentenbevorschussung und der 
Familienzulagen) als Grundlage genommen, stellt sich die Frage, wie dieser Nettolohn 
bei den Selbstständigerwerbenden festzustellen ist. Bei diesen müsste wohl wieder auf 
die Steuerdaten zurückgegriffen werden, andernfalls der Aufwand viel zu hoch wäre. Das 
würde bedeuten, dass die Unselbstständigerwerbenden und die Selbstständigerwerben-
den nicht gleich behandelt werden. Zudem müsste bei Temporärangestellten und Perso-
nen im Stundenlohn (vor allem Alleinerziehende) die Grundlage infolge der Lohnschwan-
kungen regelmässig neu geprüft werden, was äusserst aufwendig ist.  
Als andere Grundlage für die Anwendung des Sozialtarifs könnte auf die Berechnung 
analog der Sozialhilfe (Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe) zurück-
gegriffen werden, die den Gemeinden bekannt ist. Grosser Nachteil bei diesem System 
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ist der damit verbundene Aufwand. Es müsste für jeden Fall eine komplizierte Berech-
nung unter Einbezug der konkret gegebenen Einnahmen und Ausgaben vorgenommen 
werden.  
Mit Blick auf die Vor- und Nachteile der verschiedenen Modelle ist festzustellen, dass sich 
eine neue Abrechnungspraxis nicht aufdrängt. Vielmehr überwiegt der Vorteil der einfa-
chen Anwendung der heutigen Berechungsgrundlage des steuerbaren Einkommens plus 
zehn Prozent des steuerbaren Vermögens, weshalb diese Praxis weiterzuführen ist. Das 
Vernehmlassungsergebnis hat denn auch gezeigt, dass die Mehrheit der Gemeinden 
diese bisherige Praxis beibehalten wollen. Massgebend für die Berechnung ist die letzte 
definitive und rechtskräftige Steuerveranlagung. Dieselbe Regelung gilt gemäss Art. 7 
Abs. 3 der Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 
851.11) zur Berechnung der Prämienverbilligung. Bei einer Änderung der Einkommens- 
oder Vermögensverhältnisse sind die Eltern verpflichtet, dies zu melden, damit eine aktu-
elle Berechnung vorgenommen werden kann. Es gelten diesbezüglich die Regelung des 
Sozialhilfegesetzes und der Sozialhilfeverordnung. 

Art. 9 Kantonale Normkosten bzw. Stundenansatz 
Der Aufwand der Kindertagesstätten wird mit Normkosten erfasst. Diese sind so zu be-
messen, dass ein gut geführter Betrieb die qualitativen Vorgaben einhalten und kosten-
deckend arbeiten kann. Mit diesem Vorgehen sind die Kindertagesstätten gehalten, ihre 
Kosten in einem normalen Rahmen zu halten. Sie sind zu einer wirtschaftlichen Betriebs-
führung gezwungen und können nicht darauf zählen, dass überzogene Kosten sich mit 
der Finanzhilfe der öffentlichen Hand decken lassen.  
Bei den Tagesfamilien kommt wie bis anhin ein bestimmter Stundenansatz pro Kind zur 
Anwendung. Ziel ist, das System der Tagesfamilien zu fördern. Zum einen soll den Eltern, 
die es vorziehen, ihr Kind in einer Tagesfamilie anstatt einer Kindertagesstätte betreuen 
zu lassen, eine solche Platzierungsmöglichkeit geboten werden. Zum anderen ist für viele 
Familienfrauen die Aufnahme zusätzlicher Kinder zur Betreuung eine geeignete und will-
kommene Einnahmequelle. 

Art. 10 Gemeindebeitrag 
Mit der Anwendung des Sozialtarifs entstehen den Kinderbetreuungseinrichtungen Fehl-
beträge, die sie jedoch nicht selbst zu tragen haben. Andernfalls droht innert kurzer Zeit 
die Schliessung der Kindertagesstätten, respektive es lassen sich keine Tagesfamilien 
mehr finden. Daher übernehmen Kanton und Gemeinden im Sinne der Förderung der 
ausserfamiliären Kinderbetreuung die Differenz zwischen Normkosten und den von den 
Eltern ausgerichteten Beiträgen und zwar je zur Hälfte. Da die Gemeinden in Kontakt 
stehen mit den Betreuungseinrichtungen und nicht der Kanton, sollen diese die Zahlun-
gen an die Einrichtungen leisten. Sie können beim Kanton Rückforderung stellen.  

Art. 11 Evaluation 
Mit einer Evaluation der Massnahmen zur Förderung der ausserfamiliären Kinderbetreu-
ung soll festgestellt werden, ob und inwiefern die mit diesem Gesetz vorgesehenen In-
strumente Wirkung zeigen. Es ist beispielsweise Bericht zu erstatten über die Entwick-
lung der Auslastung der Kindertagesstätten und Tagesfamilien sowie über die Anzahl 
Haushalte, die vom Sozialtarif profitieren können.  

Art. 12 Inkrafttreten 
Die Inkraftsetzung ist auf den 1. Januar 2008 vorgesehen.  
 
Beilagen: 
– Gesetzesentwurf über die familienergänzende Kinderbetreuung 
– Entwurf Ausführungsbestimmungen über die Beiträge in der familienergänzenden Kin-

derbetreuung 


